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BVP– Behandlung
im Voraus Planen

Wahre Geschichten – Anregungen 
zum Weiterdenken

Ich wünsche mir nur noch Linderung 
meiner Beschwerden

Herr E. (68) litt an einem fortgeschrittenen 
Hirntumor. Er wußte, dass er innerhalb weni-
ger Monate würde sterben müssen. 

Es war ein innerer Kampf für ihn, diese Tatsa-
che anzunehmen. Immer häufi ger ging es ihm 
schlecht und er spürte, wie seine Kräfte und 
Möglichkeiten nachließen. Als er schließlich 
dem nahenden Tod ins Auge schauen konnte, 
sprachen wir mit ihm über das Ziel medizini-
scher Behandlungen im Fall von Komplikatio-
nen. Er entschied, dass künftige Behandlung 
nicht mehr auf Lebensverlängerung, sondern 
nur noch auf Linderung seiner Beschwerden 
ausgerichtet sein sollte. 

Diese Entscheidung besprach er mit seiner 
Ehefrau, der BVP-Gesprächsbegleiterin und 
dem Hausarzt, der daraufhin in der »Ärztlichen
Anordnung für den Notfall« (ÄNo) jede lebens-
verlängernde Therapie ausschloss. 

Kurz darauf erlitt Herr E. einen Krampfanfall mit 
Atemlähmung. Der Notarzt wurde sofort ge-
rufen, denn auch wenn eine ÄNo jegliche le-
bensverlängernden Behandlungen ausschließt,
kann, wie in diesem Fall, eine Not auftreten, 
die sofortiger (palliativ-)medizinischer Hilfe be-
darf. Mit beruhigenden Medikamenten konnte 
Herrn E. das Erstickungsgefühl genommen 
werden. Er verstarb ohne quälenden Kampf.

Der Notarzt, der sich in seiner Behandlung an
der ÄNo orientiert hatte, äußerte sich erleich-
tert darüber: »Wir waren alle dankbar, dass 
Herrn E. durch seine klare Vorausplanung von 
ihm nicht gewollte lebensverlängernde Maß-
nahmen erspart werden konnte.«

»Ohne das Vorliegen einer so klaren 
und unzweideutigen Vorausplanung 
mittels der ÄNo hätte ich als Notarzt 
diesen Patienten erst einmal intubie-
ren, beatmen und ins Krankenhaus 
bringen müssen.«



36 37

BVP– Behandlung
im Voraus Planen
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Wenn keine Gespräche stattgefunden 
haben

Frau M. (78) leidet an einer mittelschweren 
Demenz. An manchen Tagen wirkt sie recht 
zufrieden, an anderen Tagen eher weinerlich 
und unglücklich. Das Essen machte ihr bisher 
immer viel Freude. Doch nun isst sie zuneh-
mend weniger. Minutenlang bewegt sie das 
Essen im Mund und weiß meist nicht, wie sie 
es herunterschlucken soll. Frau M. verliert fort-
während Gewicht, so dass sich schließlich für 
ihre Kinder die Frage stellt, ob sie künstlich er-
nährt werden soll. Sie haben früher niemals mit 
ihrer Mutter darüber gesprochen und sind sich 
in der Einschätzung nicht einig.

Die Tochter glaubt, dass eine künstliche Er-
nährung nicht im Sinne ihrer Mutter wäre. Der 
Sohn, der Betreuer ist, vermutet, dass sich der 
Zustand seiner Mutter durch den Gewichts-
verlust so verschlechtert hat. Er verspricht sich 
von einer Magensonde eine Verbesserung der 
Situation. Der Hausarzt macht dem Sohn in 

dieser Hinsicht keine große Hoff nung, will es 
aber auch nicht ganz ausschließen. 

In dieser ungeklärten Entscheidungssituation
wurde Frau M. nach einem Sturz zur Unter-
suchung in ein Krankenhaus eingewiesen. 
Hier wurde das Untergewicht registriert und 
aufgrund ihrer off ensichtlichen Unfähigkeit, 
ausreichend zu essen, wurde das Legen einer 
Magensonde empfohlen. Der Sohn als Be-
treuer stimmte zu und die Magensonde wurde 
gelegt.

Es kam daraufhin zu einem heftigen Streit 
zwischen den Geschwistern. Frau M. selbst 
konnte sich zu all dem überhaupt nicht mehr 
äußern. Nach dem Sturz erholte sie sich nicht 
wieder und blieb bettlägerig. Ihre Angehörigen 
erkannte sie inzwischen nicht mehr. Nun ka-
men auch dem Sohn Zweifel, ob die künstli-
che Ernährung im Sinne seiner Mutter war. Die 
Tochter und das Pfl egepersonal waren ohne-
hin davon überzeugt, dass sie dies nicht mehr 
gewollt hätte. 

Dieser Fall ereignete sich, bevor wir uns
als BVP-Gesprächsbegleiter qualifi zier-
ten und Bewohnern und Angehörigen 
regelmäßig Gespräche anboten.

Doch eine einmal begonnene Ernäh-
rung abzustellen fällt allen Beteiligten 
noch schwerer als der Entschluss, sie 
nicht legen zu lassen – besonders, 
wenn keine aussagekräftige Patienten-
verfügung vorliegt.

Erfahrungen wie diese waren früher 
an der Tagesordnung. Sie bildeten die 
Motivation für unser Haus, Bewohnern 
und ihren Angehörigen eine gesund-
heitliche Vorausplanung mit unserer 
Begleitung anzubieten.

Frau M. lebte noch ein Jahr, bettlägerig, pfl e-
gebedürftig und ohne erkennbaren Kontakt 
mit der Außenwelt, bis sie schließlich verstarb. 
Das Zerwürfnis zwischen Bruder und Schwes-
ter hat ihre Beziehung irreparabel beschädigt. 
Das Pfl egepersonal war durch die Betreuung 
eines Menschen, der mutmaßlich gegen sei-
nen Wunsch und Willen in einem so schwerst 
eingeschränkten Zustand am Leben erhalten 
worden war, in dieser Zeit stark belastet. 
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Eine Chance, miteinander ins Gespräch 
zu kommen

Frau P. (81) hatte sich nach langem Zögern 
bereit erklärt, mit ihren beiden Töchtern über 
eine Patientenverfügung für sich zu sprechen.

Zuerst äußerte sie lediglich, sie wolle ihren Kin-
dern nicht »zur Last fallen«, und erklärte pau-
schal, sie wolle keinerlei lebensverlängernden 
Maßnahmen mehr. Das hatte sie auch früher 
schon häufi g gesagt. Dann äußerte Frau P., 
sie würde sich, sollte ihr Zustand sich noch 
verschlechtern, »nutzlos« fühlen.

Diese Fallgeschichte erlaubt einen 
Einblick in die Art und Weise, wie 
wir Begleitungsgespräche zu führen 
versuchen und was dabei im Idealfall 
entstehen kann: ein vertrauensvoller 
Dialog zwischen Bewohnern und 
ihren Angehörigen.

Die Gespräche waren für alle eine Berei-
cherung – für die Mutter, für die Töch-
ter … und nicht zuletzt auch für die Be-
gleiterin.

Die Töchter reagierten auf diese Mitteilungen 
entsetzt. Auf die behutsame Rückfrage nach 
der Bedeutung dieser Äußerung entstand ein 
intensives Gespräch, in dessen Verlauf die 
Töchter von ihrer Mutter zum ersten Mal intime 
Details aus deren Leben erfuhren.

Die beiden Schwestern waren immer davon 
ausgegangen, dass die Äußerungen ihrer 
Mutter das Ergebnis ihrer alters- und krank-
heitsbedingten Einschränkungen waren, und 
hatten ihre Äußerung, »keine lebensverlängern-
den Behandlungen zu wollen«, so hingenom-
men. Nun erfuhren sie zum ersten Mal von 
psychischen Qualen, die ihre Mutter zeitlebens 
vor ihren Kindern verborgen hatte.

Es entstand eine warme, off ene Atmosphäre, 
in der mehrere Gespräche geführt wurden. 
Bezogen auf die gesundheitliche Voraus-
planung stand am Ende eine sorgfältig erwo-
gene, diff erenzierte Patientenverfügung, die 
für den Fall einer plötzlichen Gesundheitskrise 
auf der »Ärztlichen Anordnung für den Notfall« 

(ÄNo) zwar einen Wiederbelebungsversuch 
und eine Behandlung auf Intensivstation aus-
schloss, aber eine Behandlung im Kranken-
haus mit dem Ziel der Lebensverlängerung 
zuließ.

Frau P. hatte nicht mehr das Gefühl, ihre Ent-
scheidung zugunsten der Kinder abfassen zu 
müssen, sondern konnte ohne Sorge, ihren 
Kindern »zur Last zu fallen«, ihre tatsächlichen 
persönlichen Behandlungswünsche im Voraus 
festlegen. Es war ein großer Druck von ihr ab-
gefallen. 
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§§
Das Patientenverfügungsgesetz §§ 1901 ff  BGB

Es gab in der Vergangenheit Unsicherheiten 
beim Umgang mit Patientenverfügungen auf 
allen Seiten: beim Patienten, bei Ärzten, An-
gehörigen und Betreuern und auch bei den 
Gerichten. Diese Unsicherheit trug oft dazu 
bei, dass Patientenverfügungen nicht beach-
tet oder falsch interpretiert wurden.

Die wesentlichen Punkte des Gesetzes sind:

■ Der im Voraus verfügte Wille des Patien-
ten ist für alle Behandelnden bindend, 
wenn er auf die vorliegende Situation 
anwendbar ist und der Patient nicht mehr 
einwilligungsfähig ist.

■ Der Betreuer oder Bevollmächtigte
muss im Rahmen des Möglichen den 

ausdrücklichen oder mutmaßlichen Wil-
len des Patienten erkunden und diesem 
Geltung verschaff en. Dies gilt auch dann, 
wenn keine Patientenverfügung vorliegt.

■ Der Verzicht auf lebensverlängernde
Maßnahmen muss nicht nur bei zum Tode 
führenden Erkrankungen, sondern auch 
in medizinisch (prognostisch) aussichts-
reichen Situationen berücksichtigt wer-
den, wenn dies der Wille des Patienten 
ist. Eine lebensverlängernde Behandlung 
muss also nicht hingenommen werden, 
nur weil sie medizinisch möglich ist.

Seit 2009 ist nun in Deutschland der 
Umgang mit Patientenverfügungen 
gesetzlich geregelt.

Die sogenannte ›Reichweite‹ des voraus-
verfügten Patientenwillens ist vom Gesetz-
geber somit nicht eingeschränkt worden.

Anforderung nicht und erweisen sich des-
halb in der Praxis als wenig oder gar nicht 
aussagekräftig.

■ Nur wenn Arzt und Vertreter im konkreten 
Fall kein Einvernehmen über den Patienten-
willen erreichen können, wird das Be-
treuungsgericht zur Klärung hinzugezogen.

Daher wird empfohlen, obwohl vom 
Gesetz nicht vorgeschrieben, Patien-
tenverfügungen individuell und mit 
sachkundiger Begleitung zu erstellen,
damit sie im konkreten Fall auch eine 
wirkliche Entscheidungshilfe sein 
können. Dies ist der Ansatzpunkt von 
Behandlung im Voraus Planen 
(s. Folgeseite)

■ Der Patientenwille fi ndet jedoch nur dann 
Berücksichtigung, wenn die Festlegungen 
sich nachvollziehbar und konkret auf die 
gegebene Behandlungssituation beziehen 
lassen – andernfalls gilt der Standard der 
Lebensverlängerung mit allen Mitteln. 
Die meisten herkömmlichen Formulare für
Patientenverfügungen genügen dieser 
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„Behandlung im Voraus Planen“ (BVP) ist ein 
auf dem internationalen Konzept „Advance 
Care Planning“ fußender Weg der gesundheit-
lichen Vorausplanung. Dieser beinhaltet neben 
den Gesprächsprozessen mit den qualifizier-
ten Gesprächsbegleitern auch Maßnahmen 
zur Umsetzung des Konzepts in den teilneh-
menden Einrichtungen und der Region. Denn 
nur, wenn alle Beteiligten in der medizinischen 
Versorgungskette über das Konzept informiert 
sind, kann der Wille des Vorausplanenden 
auch Beachtung finden. 

In den letzten Jahren haben sich viele Einrich-
tungen und Dienste auf den Weg gemacht, 
das durch die „Deutsche interprofessionelle 
Vereinigung Behandlung im Voraus Planen“ 
(DiV-BVP) entwickelte Konzept BVP umzuset-
zen. Zahlreiche Mitarbeitende wurden nach 
den anspruchsvollen Standards der DiV-BVP 
zu qualifizierten Gesprächsbegleitern und Ge-
sprächsbegleiterinnen ausgebildet. Die Patien-
tenverfügung und Vertreterdokumentation der 
DiV-BVP sind geschützte Marken. Sie dürfen 

nur von zertifizierten, d.h. entsprechend quali-
fizierten und autorisierten Personen verwendet 
werden. Dies ist wichtig, damit sich die betei-
ligten Personen in der Region darauf verlassen 
können, dass die Festlegung den Willen des 
Patienten wiedergibt.

Es haben sich darüber hinaus in Deutschland 
Initiativen gegründet, die in einer Region mit 
mehreren Einrichtungen zusammen das Kon-
zept BVP umsetzen: Die Mitarbeitenden der 
teilnehmenden Pflegeeinrichtungen werden 
geschult, Bewohner, Angehörige oder Vertre-
ter durch Veranstaltungen informiert, Haus-
ärzte erhalten eine entsprechende Fortbildung 
und sind eingeladen, sich an der Umsetzung 
von BVP zu beteiligen. Ebenso werden Not-
ärzte, Rettungssanitäter und Mitarbeiter in 
Krankenhäusern geschult, so dass sie über 
das Konzept informiert sind und im Sinne des 
Vorausplanenden handeln.

Alle Beteiligte verbindet das Anliegen, dass 
Menschen so behandelt werden, wie sie es 
selbst wünschen – auch dann, wenn sie 
selbst nicht (mehr) entscheiden können.   
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Liebe Seniorinnen, liebe Senioren!

Sicher ist es nicht leicht, sich schon heute da-
mit auseinanderzusetzen, wie man morgen 
im Fall einer gesundheitlichen Krise behandelt 
werden möchte. 

Doch wir lassen Sie nicht allein. Wenn Sie sich 
entschließen, im Gespräch mit uns und Ihrem 
Vertreter eine Patientenverfügung zu verfas-
sen, dann können Sie darauf vertrauen, dass 
künftige Behandlungen auch dann in Ihrem 
Sinne geschehen werden, wenn Sie sich ein-
mal nicht mehr selbst dazu äußern können. 
Zudem geben Sie den Menschen, die vielleicht 
einmal in Ihrem Sinne entscheiden müssen, 
eine unschätzbare Unterstützung, die alle Be-
teiligten sehr entlasten kann.

Liebe Angehörige! Liebe Berufsbetreuer!

Auch für Sie ist es nicht einfach, sich schon 
früh mit möglichen gesundheitlichen Krisen 
und den dann erforderlichen Entscheidungen 
zu beschäftigen. 

Unsere Erfahrung besagt: Eine solche vor-
ausschauende Auseinandersetzung, von uns 
moderiert und unterstützt, kann für Sie später 
eine große Hilfe sein, wenn im Sinne des Ih-
nen anvertrauten Menschen folgenreiche Ent-
scheidungen getroffen werden müssen. Der 
Notfallbogen (ÄNo) ermöglicht Ihnen zudem, 
Entscheidungen im Sinne des Betroffenen vor- 
auszuplanen, die in der Vergangenheit häufig 
ganz ohne Einbeziehung der Vertreter erfolg-
ten und nicht selten Kummer und Verdruss bei 
allen Beteiligten zur Folge hatten. Sprechen 
Sie uns gerne an.
  
Ihr BVP-Gesprächsbegleiter -Team
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Im Rahmen des Hospiz- und Palliativgesetzes wurde Ende 2015 § 132g in das Sozialgesetzbuch 
V aufgenommen. Danach können Einrichtungen der stationären Pflege sowie der Eingliederungs-
hilfe für Menschen mit Behinderung den Versicherten eine „gesundheitliche Versorgungsplanung 
für die letzte Lebensphase“ anbieten. Die Nutzung dieses Angebotes wird von gesetzlichen Kran-
kenkassen bezahlt. 

Die gesundheitliche Vorausplanung wurzelt in dem international etablierten Konzept „Advance 
Care Planning“ (ACP). Die „Deutsche interprofessionelle Vereinigung Behandlung im Voraus  
Planen“ (DiV-BVP e.V.) hat im Austausch mit internationalen Experten und unter Mitwirkung von 
Fachleuten aus Rechtswissenschaften, Ethik und Theologie das BVP Konzept und aussagekräftige 
Formulare entwickelt. In einer anspruchsvollen Weiterbildung werden geeignete Fachkräfte zu 
BVP-Gesprächsbegleiter/innen qualifiziert und zertifiziert. 

Senioren und ihre Angehörigen werden durch zertifizierte Gesprächsbegleiter/innen und Haus- 
ärzte aktiv darin unterstützt, individuelle, aussagekräftige Patientenverfügungen zu erstellen bzw. 
stellvertretend die Behandlungswünsche zu ermitteln. Das Konzept „Behandlung im Voraus 
Planen” fördert zudem, dass die so entstandenen Dokumente von allen an der Versorgung  
Beteiligten tatsächlich auch beachtet und befolgt werden.

BVP  – Behandlung
im Voraus Planen


